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Beschlussvorschlag zur Stellungnahme des Kreises Coesfeld vom 23.01.2017 

bezüglich der Neuaufstellung des Bebauungsplanes „Legdener Straße/Kirchstraße“ im 

Ortsteil Holtwick  

 

Anlage VII zur EV IX/455/1 

 

Die Hinweise zu den für die erforderlichen Schallschutzmaßnahmen sowie den Pylon 

nachzuweisenden Abstandsflächen werden zur Kenntnis genommen. Im Hinblick auf den 

Standort des Pylons ist darauf hinzuweisen, dass an dem Standort bereits ein Pylon besteht. 

Die betreffenden Nachbarn, die in Bezug auf den Pylon und die geplanten 

Lärmschutzmaßnahmen durch Abstandsflächen berührt werden, haben ihr Einverständnis zur 

Übernahme der erforderlichen Abstandsflächenbaulasten erklärt.  

Vor diesem Hintergrund ist die Umsetzbarkeit der Schallschutzmaßnahme und des Pylons an 

dem festgelegten Standort auch unter Berücksichtigung der bauordnungsrechtlichen 

Regelungen zum Abstandsflächenrecht gewährleistet. 

Die Hinweise der Brandschutzdienststelle zu den im Plangebiet erforderlichen 

Löschwassermengen (96 cbm/h für die Dauer von 2 Stunden) werden zur Kenntnis 

genommen. Gemäß des Löschwassermengenplans der Gemeinde Rosendahl besteht eine 

Löschwasserversorgung von 96 cbm/h über das Trinkwassernetz. Die 

Löschwasserversorgung ist somit gesichert. 

Der Hinweis, dass die in dem zu dem Bebauungsplan erstellten schalltechnischen Gutachten 

für die verschiedenen derzeit denkbaren Planungsvarianten vorgeschlagenen aktiven 

Schallschutzmaßnahmen jeweils Abstandsflächen zu dem Nachbargrundstück auslösen, wird 

zur Kenntnis genommen. Die betroffene Eigentümerin hat ihre Zustimmung zur Eintragung 

einer entsprechenden Abstandsflächenbaulast erteilt. Von daher können die im Falle der 

Erweiterung des Marktes erforderlichen Schallschutzmaßnahmen umgesetzt werden. Die 

Festlegung der konkreten Schallschutzmaßnahme erfolgt im Rahmen des 

Baugenehmigungsverfahrens. 

Der Anregung der Unteren Landschaftsbehörde, die für die Kompensation der mit der Planung 

verbundenen Eingriffe in den Naturhaushalt notwendigen Ausgleichsmaßnahmen bis zum 

Satzungsbeschluss festzulegen, wird berücksichtigt. 

Der Hinweis, dass die Wasserversorgung der Einzelgrundstücke vorrangig durch Anbindung 

an das öffentliche Netz erfolgen sollte und Eigenwasserversorgungsanlagen in 

wasserrechtlicher Hinsicht mit der Unteren Wasserbehörde des Kreises Coesfeld 

abzustimmen sind, wird zur Kenntnis genommen. 

Der Hinweis, dass die Nutzung von Erdwärme ebenfalls in wasserrechtlicher Hinsicht mit der 

Unteren Wasserbehörde des Kreises Coesfeld abzustimmen ist, wird zur Kenntnis genommen.  

Die Hinweise des Gesundheitsamtes zu der Planung werden zur Kenntnis genommen.  

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die Prüfung im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 

auf die Lärmauswirkungen des geplanten Vorhabens und die Einhaltung der erforderlichen 

Richtwerte ausgerichtet ist. Eine darüber hinausgehende Prüfung der Schallsituation der 

angrenzenden Grundstücke, ist aufgrund der von dem geplanten Vorhaben ausgehenden 

Schallimmissionen nicht erforderlich und wird daher auch nicht vorgenommen. 




